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Graubünden verzichtet  
aufs Ständemehr: Das sorgt 
für Ärger mit der SVP
Die Bündner Regierung will nicht, dass bei der Abstimmung über die EU-Verträge das Ständemehr 
zählt. Die kantonale SVP kritisiert den Entscheid. Die Regierung wehrt sich.

Olivier Berger

So eine Haltung gibt es in 
keinem anderen kleinen 
Kanton der Deutsch-
schweiz.» Roman Hug ist 
eine der jüngsten Ent-

scheidungen der Bündner Regie-
rung «schleierhaft», wie er sagt. 
Der Nationalrat und Präsident der 
kantonalen SVP meint damit die 
Haltung der Regierung zur Ab-
stimmung über die EU-Verträge. 
Der Urnengang liegt zwar noch in 
weiter Ferne – er dürfte frühes-
tens im Jahr 2027 stattfinden –, 
gestritten wird aber schon jetzt. In 
der Wintersession entscheidet das 
Schweizer Parlament darüber, ob 
dereinst das einfache Volksmehr 
gelten oder auch das Ständemehr 
notwendig sein soll. Für die Bünd-
ner Regierung ist der Fall klar: Sie 
spricht sich in ihrer Vernehmlas-
sung zum EU-Paket dafür aus, 
dass das einfache Volksmehr 
reicht. Was wiederum die SVP und 
ihren Präsidenten Hug in Rage 
bringt.

So funktioniert das mit  
dem Ständemehr
Gilt das Ständemehr, muss eine 
Vorlage nicht nur von einer Mehr-
heit der Schweizer Stimmbevölke-
rung angenommen werden, son-
dern es muss auch in über der 
Hälfte der Kantone ein Ja resultie-
ren. Mit Blick auf die EU-Abstim-
mung stellt sich das Parlament die 
Frage: Sollen diese obligatorisch 
dem Volk vorgelegt werden, oder 
ob die Gegnerschaft erst Unter-
schriften für ein Referendum samt 
Abstimmung sammeln muss? Die 
Frage nach dem obligatorischen 
oder fakultativen Referendum ist 
deshalb wichtig, weil das Stände-

mehr nur beim obligatorischen 
Referendum notwendig ist.

Darum will die Bündner 
Regierung aufs Ständemehr 
verzichten
Die Regierung beruft sich laut  
Regierungspräsident Marcus Ca-
duff auf die Bundesverfassung. 
Laut dieser muss der Beitritt zu 
einer internationalen Organisa-
tion zwingend dem Volk vorgelegt 
werden. Für die Regelung der Be-
ziehungen zu einer solchen Orga-
nisation reicht das fakultative Re-
ferendum. Das Schweizer Stimm-
volk habe im Jahr 2012 ausserdem 
die Initiative «Staatsverträge vors 
Volk» mit 75 Prozent Nein-Stim-
men klar abgelehnt. In Graubün-
den lag die Ablehnung sogar leicht 
höher. «Ferner vertritt eine Mehr-
heit der Staatsrechtslehre die An-
sicht, dass ein fakultatives Referen-
dum genüge», sagt Caduff zur an-
stehenden EU-Abstimmung.

Darüber ärgert sich die SVP
SVP-Präsident Hug verweist dar-
auf, dass sich die Staatsrechtler 
nicht einig sind, was die Frage 
nach den EU-Verträgen angeht. 
Knackpunkt ist die Frage, ob durch 
die neuen Verträge auch geänder-
tes EU-Recht automatisch über-
nommen werden muss. Diese so-
genannte dynamische Rechts-
übernahme hätten die Kantone  
im Jahr 2018 ausdrücklich ausge-
schlossen, so Hug. «Heute akzep-
tiert die Bündner Regierung genau 
dies in mehreren Sektoren und 
nennt das Fortschritt. Damit gibt 
sie nicht nur Rechtshoheit, son-
dern auch Vollzugsautonomie 
preis – ein staatspolitischer Bruch 
mit der eigenen Linie.»

Darum verzichtet 
Graubünden auf die Hilfe  
für kleine Kantone
Das Ständemehr soll verhindern, 
dass die bevölkerungsstarken 
Kantone jene mit weniger Ein-
wohnerinnen und Einwohnern 
dominieren können. «Die Bünd-
ner Bevölkerung ist in staats-
politisch entscheidenden Fragen 
zwingend auf die Anwendung des 
Ständemehrs angewiesen», sagt 
SVP-Graubünden-Präsident Hug 
dazu. Regierungspräsident Caduff 
verweist erneut auf die Verfas-
sung. Die Frage nach dem Stände-
mehr dürfe «nicht aufgrund von 
politischen Interessen beurteilt 
werden», sagt er. Zur Frage, wieso 
Graubünden anders entschieden 
hat als die Mehrheit der kleinen 
Deutschschweizer Kantone, äus-
sert sich Caduff nicht. «Es ist 
nicht an der Regierung des Kan-
tons Graubünden, Entscheide an-
derer Kantone zu kommentie-
ren.»

Das will die SVP jetzt –  
macht die Regierung mit?
Die SVP fordert von der Bündner 
Regierung, ihre Haltung zum obli-
gatorischen Referendum in der 
Konferenz der Kantonsregierun-
gen zu ändern und sich für eine 
obligatorische Volksabstimmung 
einzusetzen. «Nur wenn Volk und 
Stände gemeinsam entscheiden, 
können die Interessen der Bünd-
ner Be völkerung eingebracht wer-
den», heisst es in dem Papier. Re-
gierungspräsident Caduff dagegen 
will von einem Kurswechsel nichts 
wissen. «Die Regierung hat ihre 
Meinungsbildung diesbezüglich 
abgeschlossen», betont er. «Der 
Entscheid liegt nun beim eidge-
nössischen Parlament.»

Sind sich uneinig: Marcus Caduff (links) und Roman Hug liegen wegen des Ständemehrs übers Kreuz.  Bildmontage: Rico Kehl

«Die Regierung 
hat ihre 
Meinungsbildung 
diesbezüglich 
abgeschlossen. 
Der Entscheid 
liegt nun beim 
eidgenössischen 
Parlament.»
Marcus Caduff  
Regierungspräsident
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Fragen  
zwingend auf  
die Anwendung 
des Ständemehrs 
angewiesen.»
Roman Hug  
Präsident SVP Graubünden

Warum der Verein Tecum ausgezeichnet wird
Der Verein Tecum Graubünden erhält den Bündner Award 2025. Die Ehrung erfolgt für die Begleitung von Sterbenden und Schwerkranken 
im Kanton. Diese Dienstleistung wird immer gefragter.

Piroska Szönye

Der Bündner Award zeichnet Men-
schen und Organisationen für soziales 
Engagement aus. Unter den Gewin-
nern in diesem Jahr war der Verein Te-
cum Graubünden, der seit 25 Jahren 
Schwerkranke und Sterbende begleitet. 
Die Jury würdigte damit das freiwillige 
Engagement für ein wachsendes ge-
sellschaftliches Problem.

Alternde Gesellschaft und 
veränderte Familienstrukturen
«Der demografische Wandel stellt 
Graubünden vor neue Herausforde-
rungen. Bis 2050 wird sich die Zahl der 
über 80-Jährigen verdoppeln. Gleich-
zeitig werden Familien kleiner und le-
ben oft weit voneinander entfernt. Die 
Folge: Mehr Menschen sterben in Spitä-
lern oder Heimen», sagt Corina Carr, 
Geschäftsführerin von Tecum.

«Das macht der Verein»
Durch die Überalterung der Gesell-
schaft steigt der Bedarf an unterstüt-

zender Begleitung. Laut Corina Carr 
haben viele kranke oder sterbende 
Menschen den Wunsch, nicht allein zu 
sein. Tecum bietet einen Begleitdienst, 
um Lücken in der institutionellen Be-
treuung zu schliessen. Häufig fehlen 
den Sterbenden Bezugspersonen oder 
Familien stossen bei der Betreuung an 
ihre Grenzen.

«So werden die Freiwilligen 
ausgebildet»
Die Freiwilligen absolvieren eine ein-
wöchige Ausbildung in Cazis. Schwer-
punkte sind Gesprächsführung und 
der Umgang mit schwierigen Situatio-
nen. «Es geht nicht darum, viel zu re-
den. Oft reicht es, einfach da zu sein», 
erklärt die Geschäftsführerin. «Ich ha-
be bereits Menschen begleitet, die ein-
fach nur ihre Hand gehalten haben 
wollten.»

«So sieht der Alltag des Vereins  
aus»
Carr beschreibt die Realität: «Angehö-
rige oder nahestehende Personen sind 

oft berufstätig, leben weit entfernt 
oder sind selbst möglicherweise schon 
älter und gebrechlich. Pflegende ha-
ben häufig keine Zeit, am Bett zu sit-
zen und lange Gespräche zu führen. 
Aufgrund von Zeit- und Ressourcen-
mangel können viele Kranke und Ster-
bende nicht in ihrer Ganzheit wahrge-
nommen werden. So verbringen eini-
ge Betroffene ihre letzten Wochen iso-

liert. Fachleute in verschiedenen Kan-
tonen versuchen, dem entgegenzuwir-
ken.»

«So oft stehen die Freiwilligen im 
Einsatz»
2024 war Tecum rund 1100 Mal im 
Einsatz. «Auch wir stossen manchmal 
an unsere Grenzen, sei es aus regiona-

len Gründen oder weil wir keine ver-
fügbare Person finden können», 
räumt die Geschäftsführerin ein. Seit 
der Gründung hat der Verein über 
5000 Begleitungen durchgeführt und 
mehr als 450 Menschen zu Begleite-
rinnen und Begleitern von schwer-
kranken und sterbenden Menschen 
ausgebildet.

«Wie der Verein mit der Medizin 
zusammenarbeitet»
Der Verein Tecum Graubünden arbei-
tet mit Spitälern, Heimen, Hospizen 
und Pflegediensten wie Spitex zusam-
men. «Kranke Menschen brauchen 
mehr als nur medizinische Versor-
gung», erklärt Carr. Seelische, spirituel-
le und soziale Bedürfnisse sind ebenso 
wichtig für eine ganzheitliche Betreu-
ung.

«Auch Kranke streben nach Selbst-
bestimmung», betont die Geschäfts-
führerin. «Es kann schwer sein, wenn 
jemand in Anwesenheit stirbt. Doch 
die Gewissheit, dass er begleitet und 
nicht allein war, ist hilfreich», sagt eine 
Sterbebegleiterin.

Das Leitungsteam von Tecum Graubünden: Corina Carr (Mitte), Bigna Zellweger (links) und 
Ruth Tosio (rechts).  Pressebild

Kurznachrichten
Mehr unter suedostschweiz.ch/miniregion

ALBULA/ALVRA 

Bundesrat hat Richtplananpassung 
für Umsiedlung von Brienz bewilligt
Der Bundesrat hat eine Richtplananpassung für die 
Umsiedlung von Brienz/Brinzauls genehmigt. Wie es 
in einer Mitteilung der Standeskanzlei heisst, hat 
der Bundesrat mit der Genehmigung die richtplane-
rischen Rahmenbedingungen für die Ortsplanung 
bestätigt. Die Pläne der Gemeinde für zusätzliche 
Bauzonen, die es für die Umsiedlung braucht, seien 
bereits öffentlich aufgelegt worden, heisst es.  
Der nächste Schritt ist nun eine Abstimmung in  
der Gemeinde Albula/Alvra. Diese wird im ersten  
Quartal des kommenden Jahres stattfinden, wie  
die Gemeinde auf Anfrage der Nachrichtenagentur 
Keystone-SDA ausführte. (red)

SAMEDAN 

Grünes Licht für Solarprojekt der 
Energia Solara Engiadinaisa AG
Die Bündner Regierung hat der sich in der Grün-
dung befindenden Energia Solara Engiadinaisa AG 
die Bewilligung für den Bau einer alpinen Photovol-
taik-Grossanlage in der Gemeinde Samedan erteilt. 
Allerdings mit einigen Auflagen, wie es in einer  
Medienmitteilung heisst. Die Energia Solara Engiadi-
naisa AG besteht aus den Gründerinnen TNC Con-
sulting AG, Energia Samedan, Alpiq AG sowie IWB 
Energie Schweiz AG. Die Gemeinde Samedan hat 
dem Vorhaben im Juli 2023 zugestimmt. Das Projekt 
beinhaltet gemäss Mitteilung den Bau einer alpinen 
Grossanlage im Gebiet zwischen dem Flughafen  
Samedan und der Ova da Flaz. Der Standort liege 
auf 1700 Meter über Meer in unmittelbarer Nähe 
zur vorbestehenden Infrastrukturgrossanlage des 
Regionalflughafens, heisst es. Auf einer Fläche von 
21 Hektaren sollen rund 26 800 Solarmodule instal-
liert werden. Die Gesamtleistung der Anlage soll  
ungefähr 14,5 Megawatt-Peak betragen. Dabei seien 
eine Jahresproduktion von rund 18,8 Gigawattstun-
den sowie eine Produktion von 615 Kilowatt-Peak  
im Winterhalbjahr geplant. Für den Bau sind zwei 
Etappen vorgesehen, die Ende 2027 und 2028 abge-
schlossen sein sollen. (red)

GRAUBÜNDEN 

Den Lernfahrausweis gibt es  
jetzt auch digital
Lernfahrende im Kanton Graubünden können ab  
sofort ihren Lernfahrausweis digital auf dem Smart-
phone hinterlegen. Wie der Kanton mitteilt, ist der 
elektronische Lernfahrausweis (ELFA) die digitale 
Variante des bisherigen Ausweises in Papierform. 
Der neue freiwillige Service mache es noch einfa-
cher, den Ausweis jederzeit griffbereit zu haben, 
heisst es. Lernfahrende können den ELFA über die 
kostenlose App «Swiyu» des Bundes beziehen. Nach 
bestandener Theorieprüfung erhalten sie vom  
Strassenverkehrsamt eine SMS mit einem persönli-
chen Zugangslink. Über diesen lasse sich der ELFA  
direkt ins eigene Smartphone-Wallet laden. (red)

SO STIMMT ES 

40 und nicht 4 Millionen Franken 
In der Ausgabe vom 6. November ist der Redak-
tion ein Fehler unterlaufen: Beim Artikel «Neues 
Hochhaus in Chur West: Nach 13 Jahren kann  
jetzt gebaut werden» hatten wir fälschlicherweise 
behauptet, dass die Verantwortlichen zu Beginn  
der Planungsarbeiten im Jahr 2012 mit Kosten  
von rund 4 Millionen Franken ausgegangen sind.  
Es waren jedoch 40 Millionen Franken. Wir bitten 
dies zu entschuldigen. Ihre Redaktion

Enormes Publikumsinteresse: Der Davoser Landammann Philipp Wilhelm spricht am Informationsanlass im bis auf den letzten Platz 
besetzten Saal im Kongresszentrum.  Bild: Béla Zier

Ein letzter Stimmungstest  
für den Davoser Bahnhofsumzug
Davos will sich eine Verkehrsdrehscheibe mit neuem Bahnhof und verbesserter Verkehrsführung leisten.  
Nur mit einem Projektierungskredit kann daran weitergearbeitet werden. Macht das Stimmvolk mit?

Béla Zier

V ormals Generationenpro-
jekt genannt, ist nun offi-
ziell von der Verkehrs-
drehscheibe Davos Dorf 
die Rede. Ob es mit dieser 

weitergehen kann oder ob das bereits 
dazu erarbeitete Papier eingestampft 
wird, zeigt sich am 30. November. Dann 
entscheidet das Davoser Stimmvolk 
über einen Projektierungskredit von 
2,1 Millionen Franken. Fliessen soll die-
ses Geld in die Ausarbeitung eines Vor-
projekts. In dessen Zentrum steht die 
Verschiebung des Bahnhofs in Davos 
Dorf um rund 400 Meter in Richtung 
Seehofseeli. Halten die Davoserinnen 
und Davoser dieses Vorhaben, das die 
Eingangspforte zum Tourismusort ver-
kehrstechnisch umkrempeln würde, 
für eine prüfenswerte Idee oder eher 
für Nonsens, den es abzulehnen gilt? 
Schlecht ist die Stimmungslage nicht.

Dieses Fazit kann nach einer am 
Mittwochabend im Davoser Kongress-
zentrum durchgeführten Informa-
tionsveranstaltung der Gemeinde ge-
zogen werden. Das Interesse war gross, 
der Saal mit etwa 350 Personen, dar-
unter auch jüngere Stimmberechtigte, 
war bis auf den letzten Platz besetzt. 
Fundamentalkritik kam keine auf, hin-
terfragt wurde einiges. So ein zentraler 
Punkt: die Kosten.

Bahnübergänge als 
Stauverursacher fallen weg
Das Gesamtprojekt beinhaltet im Kern 
die Verschiebung des Bahnhofs. Hinzu 
kommt am neuen Standort ein Bus-
terminal samt eingeschossiger Tiefga-
rage mit Parkplätzen der Gemeinde  
sowie eine gänzlich neue Verkehrs-
führung. Von dieser verspricht man 
sich eine wesentliche Verbesserung 
der heutigen Verkehrssituation im Ein-
gangsbereich von Davos Dorf. Das 
Areal Seehofseeli soll zudem als Frei-
raum aufgewertet werden.

Ausgelöst wurde die Idee vor fünf 
Jahren ursprünglich dadurch, dass die 
Station der Rhätischen Bahn (RhB) in 
Davos Dorf zur Erfüllung des Behin-
dertengleichstellungsgesetzes umge-
baut werden muss. Die Akzeptanz für 
das Ganze hat bei der Bevölkerung 
zwischenzeitlich zugenommen. Dazu 
geführt hat, dass mit den aktuellen  
Plänen entgegen ersten Versionen die 
Bahnübergänge an der Mühle- und 
Dischmastrasse aufgehoben würden. 
Diese zwei Punkte sind verkehrstech-
nisch unsicher und Grund für lange 
Rückstaus auf die Hauptstrasse.

Reichen 66 Millionen Franken aus?
Alles in allem geht die Gemeinde Da-
vos derzeit von Gesamtkosten von 

108 Millionen Franken aus. Abzüglich 
Beteiligungen von RhB, Kanton und 
Bund rechnet die Kommune aktuell 
mit Kosten von rund 66 Millionen 
Franken. Der Davoser Landammann 
Philipp Wilhelm hielt zu Beginn des 
Infoanlasses fest, dass der Finanzhaus-
halt der Gemeinde stabil sei: «Wir kön-
nen handeln und diese Chance zum 
richtigen Zeitpunkt nutzen.» Wie sich 
die Finanzlage der Gemeinde für 2026 
und vor allem die Folgejahre effektiv 
präsentiert, wird erst nächste Woche 
bekannt. Dann wird das neue Budget 
samt Finanzplan vorgestellt.

Wilhelm sprach im späteren Verlauf 
des Infoanlasses dann noch davon, 
dass man einen langfristigen Finanz-
check habe durchführen lassen und 

die Verkehrsdrehscheibe «finanzierbar 
und stemmbar» sei. Doch daran herr-
schen Zweifel, vor allem ob die 66 Mil-
lionen Franken ausreichen. Stichwort 
Baukostenteuerung. 

Ein Einheimischer im Publikum 
hielt in der Diskussionsrunde zu  
einer allfälligen Kostensteigerung fest: 
«Sonst sagt das Volk, ihr habt uns 
schon wieder beschissen.» Claudia Bie-
ler, Vorsteherin des Davoser Tiefbau-
amts, erklärte, dass in den 66 Millionen 
auch noch Reserven eingebaut seien. 
Dass es nicht wesentlich in die Höhe 
gehen darf, das hat die Gemeinde 
schon früher festgelegt, indem eine 
Obergrenze für ihren Investitionsan-
teil fixiert wurde. Diese beträgt 70 Mil-
lionen Franken.

Seitens Publikum gefordert wurde 
unter anderem, dass man bezüglich 
Parkhaus «nicht bei Parkplätzen spa-
ren» und dass beim Projekt auch dem 
Langsamverkehr grosse Priorität zu-
kommen soll. Eingebracht wurde zu-
dem, dass man die RhB-Strecke ein-
gangs Davos Dorf doch einfach in den 
Untergrund verlegen soll und somit 
quasi alle Probleme gelöst wären. Dem 
widersprach Christian Florin, Leiter 
RhB-Infrastruktur, der ebenfalls zuge-
gen war. Ein solches Projekt würde um 
die 150 Millionen Franken kosten und 
wäre nicht finanzierbar, stellte er klar. 
Die Umsetzung der Verkehrsdrehschei-
be sei eine grosse Chance, «sonst muss 
man mit dem leben, was man hat», 
meinte Florin.

«Jammerschade, wenn man  
das jetzt beerdigen würde»
Den Zweck des Projektierungskredits 
zur Ausarbeitung eines Vorprojekts 
verdeutlichte die Davoser Tiefbauvor-
steherin Bieler schliesslich dem Pub-
likum so: «Was kriegen Sie für wie 
viel Geld und wie sieht es aus.» Vor-
liegen soll die entsprechende und 
dann alles entscheidende Vorlage 
zum Baukredit in der zweiten Jahres-
hälfte 2027. Die Inbetriebnahme der 
Verkehrsdrehscheibe könnte im Jahr 
2032 erfolgen. 

Ein Davoser Gewerbler stellte seine 
Position vor der Versammlung öffent-
lich klar: «Ich fände es jammerschade, 
wenn man das jetzt beerdigen würde. 
Ich werde eine überzeugte Ja-Stimme 
abgeben.» Beendet wurde der Abend 
gegen 22 Uhr mit Applaus. Auf welche 
Seite das Pendel ausschlägt, steht dem-
nächst fest. Bei einem Nein würde die 
RhB ihren alten Bahnhof umbauen, die 
unbefriedigende Verkehrssituation in 
Davos Dorf bliebe bestehen. Aber nicht 
nur das. Die bei der Gemeinde Davos 
bereits schon angefallenen Planungs-
kosten von rund 2,5 Millionen Franken 
wären umsonst ausgegeben worden.
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